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Editorial

<

der Doppelhaushalt 
2025/2026 und damit auch die 
finanziellen Handlungsspiel-
räume des Landes Baden-
Württemberg beschäftigen 
uns auch weiterhin. Je mehr 
man sich über dieses Thema 
informiert und kundig macht, 
desto überraschter und irri-
tierter wird man.

Während die Bundesländer 
im ersten Quartal 2024 ihren 
Schuldenstand um durch-
schnittlich 1,2 Prozent 
 erhöhen mussten, konnte Ba-
den-Württemberg laut Bild-
Zeitung (Ausgabe vom 19. Juni 
2024) in den ersten drei Mona-
ten 2024 seine Schulden um 
5,8 Prozent reduzieren.

Des Weiteren hat Prof. Raffel-
hüschen aufgeschobene  
Kreditermächtigungen von 
24 Milliarden Euro für Baden-
Württemberg errechnet. Das 
bedeutet nichts anderes, als 
dass die Landesregierung die 
rechtliche Grundlage erwirkt 
hat, in dieser Höhe neue Kre-
dite aufzunehmen. Die FDP 
hat sich dieselbe Frage über 
eine Landtagsanfrage beant-
worten lassen. Das Finanz-
ministerium bestätigte die 
Zahlen des Freiburger Finanz-
professors und nannte eben-
falls knapp 24 Milliarden Euro 
Kreditermächtigungen.

Umso verwunderter sind wir 
über den Vorstoß der grün-
schwarzen Landesregierung, 
die Zuführungen in den Pensi-
onsfonds für den Doppelhaus-
halt 2025/2026 um eine Milli-
arde Euro zu kürzen. Nach 
einem Pressebericht des 
Staatsanzeigers vom 21. Juni 
2024 ließ Ministerpräsident 
Winfried Kretschmann (Grüne) 
sogar durchblicken, dass neue 
Spielräume möglich werden 
könnten – durch weitere maß-
volle Zuführungskürzungen.

Am 21. Juni 2024 wendete Ba-
den-Württemberg sich gegen 

das Gesetz der Bundesregie-
rung zur Stabilisierung des 
Rentenniveaus und zum Auf-
bau eines Generationenkapi-
tals für die gesetzliche Renten-
versicherung, in welchem die 
gesetzliche Rente über ein 
 Ansteigen des Beitragssatzes 
(von heute 18,6 Prozent auf 
22,3 Prozent im Jahr 2050) 
langfristig stabil gehalten 
werden soll, und stellte im 
Bundesrat den Antrag, prüfen 
zu lassen, ob man nicht die 
Rente mit 63 abschaffen und 
die Lebensarbeitszeit an die 
Lebenserwartung koppeln 
könne. Bei letzterem Vor-
schlag darf sich die Beamten-
schaft – zumindest in Baden-
Württemberg – ziemlich 
sicher sein, dass unser Dienst-
herr eine Verlängerung der 
 Lebensarbeitszeit für den Be-
amtenbereich entsprechend 
kurzfristig umsetzen würde.

Ruheständlerinnen und Ruhe-
ständler, aber auch Menschen, 
deren Ruhestand in den 
nächsten Jahren ansteht, 
 werden zu Recht sehr genau 
darauf achten, wie die Landes-
regierung diesbezüglich wei-
ter agiert. 

Ende Juni 2024 schreckte uns 
die Meldung auf, dass für eine 
wünschenswerte Lehrerver-
sorgung (110 Prozent) an den 
Schulen in Baden-Württem-
berg 8 000 Stellen fehlen. 
 Allein bei den Grund-, Haupt- 
und Werkrealschulen sind es 
fast 2 000. Es ist davon auszu-
gehen, dass sich die Folgen der 
demografischen Entwicklung 
noch verschlimmern werden. 
Allerdings ist heute kaum ab-
zusehen, ob und wenn ja, wie 
weit sich der Lehrermangel in 
den nächsten fünf Jahren zu-
spitzen wird. Auch die Kultus-
ministerin konnte uns hierzu 
keine zufriedenstellenden 
Antworten geben.  

Die aktuelle Forsa-Umfrage 
des dbb bestätigt den Vertrau-
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ensrückgang der Bürgerinnen und Bürger 
in die Politik. 70 Prozent der Befragten 
halten den Staat bezüglich seiner Aufga-
ben für überfordert, insbesondere bei 
der Asyl- und Flüchtlingspolitik, gefolgt 
von der Bildungspolitik und der inneren 
Sicherheit.

Nach dem tödlichen Angriff auf den Poli-
zisten Rouven Laur in Mannheim wurde 
am 24. Juni 2024 mit Thomas Hohn ein 
weiterer Polizist in Baden-Württemberg 
in Ausübung seines Dienstes getötet. 
Auch wenn es bei dem Verkehrsunfall in 
Stuttgart im Vergleich zur Tat in Mann-
heim am Vorsatz fehlt, ändert es doch 
nichts an der traurigen Folge. So sinnhaft 
es ist, sich für die Gesellschaft einzubrin-
gen, so gefährlich, ja tödlich, kann dieser 
Dienst leider sein, insbesondere bei der 
Polizei. Unser Mitgefühl gilt den Fami-
lien, den Freunden sowie den Kollegin-
nen und Kollegen. 

Bezüglich der Arbeitszeit gibt es europa-
weit Bewegung. Während sich in einigen 
europäischen Ländern die Vier-Tage-Wo-
che durchsetzt (Beispiel Island) oder zu-
mindest entsprechende Projekte pilotiert 
werden (unter anderem in Spanien, Por-
tugal, aber auch in 50 deutschen Unter-
nehmen), geht Griechenland mit der 
Sechs-Tage-Woche eher wieder einen 
Schritt zurück. 

Der deutsche Arbeitgeberverband BDA 
ist voll des Lobes für die Entwicklung in 
Griechenland. Er verkennt jedoch, dass in 
Deutschland schon lange die Möglichkeit 
zur Sechs-Tage-Woche besteht, und dies 
bei wesentlich geringeren Zuschlägen, 
als sie in Griechenland bezahlt werden. 
Außerdem sollte man immer auch er-
wähnen, dass die Sechs-Tage-Woche in 
Griechenland nicht verpflichtend, son-
dern für die Arbeitnehmerinnen und 
 Arbeitnehmer absolut freiwillig als An-
gebot auf den Weg gebracht wird. Bei 
Zuschlägen für den sechsten Wochen-
arbeitstag von 40 bis 115 Prozent mehr 
Lohn kann dies für manchen Beschäftig-
ten durchaus eine Überlegung wert sein. 

Ich bin überzeugt, dass sich europaweit 
die Vier-Tage-Woche durchsetzen wird, 
und zwar als Win-win-Situation für 
 Arbeitgeber und Arbeitnehmer. Die bis-
herigen Studien bescheinigen deutlich 
weniger Fehlzeiten aufgrund weniger 

Krankheitstage, weniger Know-how- 
Verlust aufgrund geringerer Fluktuation, 
weniger Fehler aufgrund besserer men-
taler und physischer Verfassung und 
 sogar mehr Produktivität und Leistung, 
obwohl nur noch 80 Prozent Zeit auf-
gewendet wird. 

Ich wünsche mir den Mut der Politik und 
der Verwaltung, um in Baden-Württem-
berg einen Pilotversuch im öffentlichen 
Dienst mit wissenschaftlicher Begleitung 
zu wagen. 

Brandaktuelles noch zum Schluss: Bei 
der Tagung der Haushaltskommission 
am 22. Juli 2024 forderte der CDU-Frak-
tionsvorsitzende „nicht immer mehr 
Verwaltungsbeamte, sondern weniger 
Paragrafen – das ist unser Verständnis 
von Nachhaltigkeit“. 

Nach unserem Grundgesetz ist für die 
stetig anwachsende Zahl der Paragrafen 
die Legislative, sprich der Landtag, 
 zuständig und verantwortlich. Der stei-
genden Anzahl der Verwaltungsbeam-
ten bedarf es, um der Flut der Paragra-
fen Herr zu werden beziehungsweise 
deren Umsetzung zu gewährleisten. Nur 
wenn es der Legislative gelänge, die Ge-
setzesflut einzudämmen und zu redu-
zieren, kann man gerne über weniger 
Verwaltungsbeamte diskutieren. Aber 
eben erst dann.

Auch in Baden-Württemberg haben in-
zwischen die Sommerferien begonnen. 
Ich wünsche Ihnen gute Erholung und 
angenehme Wochen bei möglichst bes-
tem Wetter, egal ob sie Urlaub zu Hause 
machen oder verreisen werden.

Herzliche Grüße 
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Landeskonzeption zum Schutz von öffentlich Beschäftigten vor Gewalt

Verbindlichkeit bleibt auf der Strecke
Der BBW begrüßt zwar den Einsatz der Landesregierung, um öffentlich Beschäftigte vor Gewalt 
 besser zu schützen. Zugleich meldet er aber erhebliche Zweifel an, dass die am 18. Juni 2024 vor
gestellte „Ressortübergreifende Landeskonzeption für einen besseren Schutz von Beschäftigten 
im öffentlichen Dienst vor Gewalt im Arbeitsalltag“ dafür taugt.

Dieser Konzeption fehle die ge
samtpolitische Verantwortung, 
nämlich die Rückendeckung 
 aller Ressorts. Die Verbindlich
keit der Anwendung bleibe auf 
der Strecke, kritisiert BBWChef 
Kai Rosenberger. Was bleibe, 
seien allenfalls wohlwollende 
Willenserklärungen und Hand
lungsempfehlungen.

Rosenbergers Stellvertreter Jo
achim Lautensack, der aus der 
Polizei kommt, bringt es auf 
den Punkt: „Jede Behörde kann 
machen, was sie will.“ Struktu
relle Weichenstellungen habe 
man versäumt. Schon deshalb 
werde es auch in Zukunft kein 
umfassendes Lagebild geben. 
Zudem sei die Finanzierung des 
gesamten Projekts ungewiss.

„Wir sind enttäuscht“, erklären 
Rosenberger und sein Vize uni
sono. Zum Schutz der Kollegin
nen und Kollegen wäre deutlich 
mehr notwendig gewesen. Der 
BBW habe seit vielen Jahren 
den Ministerpräsidenten und 
die Landesregierung aufge

fordert, wirkungsvolle Maß
nahmen zu ergreifen, um den 
permanent immer weiter stei
genden Gewalt und Aggressi
onsvorfällen gegen öffentlich 
Beschäftigte entgegenzuwir
ken. Aus gutem Grund habe 
man die Einführung einer Doku
mentationspflicht sowie die 
 Erstellung eines umfangreichen 
Lagebildes gefordert. Doch au
ßer punktuellen Einzelmaßnah
men sei nichts geschehen. Ein 
Gesamtkonzept blieb aus, eben
so eine gesamtpolitische Ab
sichtserklärung, strukturell 
 gegen die vielfältigen Gewalt
erscheinungen vorzugehen.

Erst mit der Bewerbung und in 
der Folge dem Zuschlag für 
eine Projektförderung und fi
nanzielle Förderung durch das 
Bundesministerium für Bildung 
und Forschung (BMBF) sei et
was Bewegung in die Sache ge
kommen, sagt BBWVize Lau
tensack. Zugleich merkt er aber 
kritisch an, dass viel Zeit verlo
ren gegangen sei, bis unter an
derem auch eine interministe

rielle Arbeitsgruppe eingesetzt 
wurde. Sowohl beim Projekt 
INGE (Entwicklung eines ITge
stützten Erfassungstools als 
Grundlage für ein verlässliches  
Lagebild) als auch in der inter
ministeriellen Arbeitsgruppe 
hat sich der BBW – insbesonde
re BBWVize Joachim Lauten
sack – umfassend beteiligt.

Die bisherigen Ergebnisse so
wie die Inhalte der Landeskon
zeption und beim Projekt INGE 
bewertet der BBW als gut und 
wichtig. Doch er beanstandet, 
dass die jetzt vorgestellte Lan
deskonzeption lediglich eine 
freiwillige Handlungsanleitung 
sei. Jede Behörde und jede 
 Institution könne für sich ent
scheiden, ob sie sich daran 
 beteiligt oder nicht. Auch die 
Lagebildanwendung INGE zur 
Erfassung von Gewaltvorfällen 
soll laut Planung freiwillig sein. 
Jedes Ressort und jede Behör
de müsse für sich selbst Haus
haltsmittel beantragen, um die 
notwendigen Maßnahmen 
 finanzieren zu können. Die 

 Folgen einer solchen Regelung 
sind programmiert, ist man 
beim BBW überzeugt. Nach
dem die kommunalen Landes
verbände bereits von „bürokra
tischem“ Aufwand gesprochen 
hätten, sei kaum damit zu 
rechnen, dass man in allen Res
sorts und Behörden einheitlich 
agieren werde. Falsch ist es aus 
Sicht des BBW zudem, dass  
die landesweite zentrale An
sprechstelle bei einer dem  
Innenministerium nachgeord
neten Polizeidienststelle ange
gliedert werden soll. Damit ne
giere man den Stellenwert des 
Gewaltproblems. Eine solche 
Zentralstelle müsse zumindest 
beim Innenministerium, besser 
noch beim Staatsministerium 
angesiedelt werden.

Sorge bereitet dem BBW darü
ber hinaus auch noch, dass 
 bislang fraglich ist, ob das 
 Gesamtprojekt angesichts der 
Haushaltslage nach Ablauf der 
Fördergelder des BMBF noch 
finanziert ist. 
 

Nach der Entscheidung des BVerwG zur Kostendämpfungspauschale

LBV bittet Betroffene weiter um Geduld
Nach der Entscheidung des 
Bundesverwaltungsgerichts 
(BVerwG) zur Kostendämp
fungspauschale bittet das 
 Landesamt für Besoldung und 
Versorgung (LBV) Beihilfebe
rechtigte weiterhin um Ge
duld. Zwar liege die Urteils
begründung inzwischen vor, 
müsse aber noch vom Finanz
ministerium ausgewertet wer
den. Aufgrund der Komplexität 

der Angelegenheit werde es 
jedoch noch einige Zeit in An
spruch nehmen, bevor das Mi
nisterium Aussagen darüber 
treffen kann, ob und wie sich 
das Urteil für alle beihilfebe
rechtigten Personen des Lan
des auswirke.

Sobald die Auswertung des 
Urteils durch das Finanzminis
terium samt eventuellen Aus

wirkungen auf die Beihilfever
ordnung des Landes vorliegt, 
wird das LBV die Bearbeitung 
von Widersprüchen, die die 
Kostendämpfungspauschale 
betreffen, wieder aufnehmen. 
Derzeit bearbeitet die Behörde 
lediglich unzulässige Wider
sprüche.

Soweit die Kostendämpfungs
pauschale weiterhin auf Beihil

febescheiden festgesetzt wird, 
empfiehlt der BBW, im Hinblick 
auf die abgezogene Kosten
dämpfungspauschale fristge
recht Widerspruch einzulegen. 
Ein aktualisierter Musterwider
spruch kann bei den Mitglieds
verbänden des BBW angefor
dert werden. Mit dem Urteil 
vom 21. März 2024 hatte das 
BVerwG in einem Einzelfall 
entschieden (Az.: 5 C 5.22), dass 

>

D
e

r 
ö

ff
e

n
tl

ic
h

e
 D

ie
n

st
 i

n
 B

a
d

e
n

-W
ü

rt
te

m
b

e
rg

4

BBW – Beamtenbund Tarifunion

> BBW Magazin | Juli/August 2024



Gedankenaustausch mit Justizministerin Marion Gentges

In der Sache scheiden sich die Geister
Justizministerin Marion Gentges hat am 10. Juni 2024 BBW-Chef Kai  
Rosenberger zu einem Gedankenaustausch empfangen. Trotz freundlicher 
Gesprächsatmosphäre gab es in den Sachfragen keine Übereinstimmung.

Im Verlauf der Unterredung 
hat man die Stellenobergren-
zen im mittleren Dienst und 
die Durchlässigkeit der Lauf-
bahnen angesprochen, Haupt-
themen waren aber das anre-
chenbare Partnereinkommen 
im Zusammenhang mit dem 
4-Säulen-Modell und der ver-
fassungskonformen Besoldung 
sowie die Zuführungen zum 
Pensionsfonds, die gekürzt 
werden sollen.

Die Ministerin zeigte Verständ-
nis, dass die Kürzung der Zu-
führung zum Pensionsfonds 
bei den Beamtinnen und 
Beamten nicht gut ankomme, 
verwies zugleich aber auch auf 
die derzeit angespannte Haus-
haltslage. Zwar würden 628 
Millionen Euro mehr an Steuer-
einnahmen erwartet, doch die-
ses Geld reiche nicht aus, um 
die Teuerung bei den Sach- und 
Personalkosten aufzufangen.

Der BBW-Vorsitzende ließ dies 
nicht unbeantwortet stehen. 
Er warnte vor den Folgen eines 
solchen Spareingriffs: Wer heu-
te eine Haushaltslücke über 
 gekürzte Zuführungen in die 
Pensionsrücklage schließen 
möchte, verschiebe das Pro-

blem und die Verantwortung 
nur in die Zukunft. Sorgfältige 
und auf die Zukunft ausgerich-
tete Finanzplanung sehe an-
ders aus.

Wenige Tage vor dem Zusam-
mentreffen mit der Justizmi-
nisterin hatte Rosenberger die 
Position seiner Organisation zu 
den Kürzungsabsichten bei den 
Pensionszuführungen in einer 
Presseinformation klipp und 
klar formuliert. Darin heißt es, 
dass er sich entschieden gegen 
den Beschluss innerhalb der 
Regierungskoalitionen wende, 

wonach die Zuführungen in 
den Pensionsfonds um eine 
Milliarde Euro im Doppelhaus-
halt 2025/2026 kürzt werden 
sollen. „Dafür haben wir kei-
nerlei Verständnis“, hatte der 
BBW-Vorsitzende am 6. Juni 
2024 mit dem Hinweis auf die 
aktuelle Steuerschätzung er-
klärt. Da diese deutlich positi-
ver als erwartet ausgefallen 
war und die Landesregierung 
mit 628 Millionen Euro mehr 
an Einnahmen für den Doppel-
haushalt 2025/26 rechnen kön-
ne, sei eine Kürzung der Zufüh-
rungen in den Pensionstopf 

nichts anderes als modernes 
Raubrittergebaren. Verärgert 
zeigte man sich beim BBW zu-
dem auch, dass das Geld inzwi-
schen auch in neue Investitio-
nen fließen soll, während es 
zunächst noch darum gegan-
gen sei, eine strukturelle De-
ckungslücke im Haushalt in 
Höhe von 7,3 Milliarden Euro 
zu schließen. BBW-Chef Rosen-
berger zeigte sich empört: 
„Gelder, mit denen künftig 
Pensionen der Staatsdiener 
 bezahlt werden sollten, wer-
den stattdessen für neue 
 Investitionen ausgegeben.“

Der BBW-Vorsitzende wirft der 
Landesregierung vor, dass sie in 
alte Muster verfalle. Negiert 
werde, dass die Personallage 
im öffentlichen Dienst immer 
prekärer wird und die Beschäf-
tigten über ihre Leistungsgren-
ze hinausgehen müssen, um 
die anfallenden Aufgaben zu 
bewältigen. Statt Anreize für 
neues Personal zu schaffen, 
wolle man stattdessen jetzt 
die Zuführungen in den Pen-
sionsfonds kürzen.

Offensichtlich glaube die Lan-
desregierung, dass die Pen-
sionszahlungen der Zukunft 
kein allzu großes Problem 
mehr sind, stellt Rosenberger 
fest. Zugleich aber warnt er: 
„Was jetzt gekürzt wird, fehlt 
später.“ 
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 < Justizministerin Marion Gentges hat Anfang Juni 2024 BBW-Vorsitzen-
den Kai Rosenberger zu einem Gedankenaustausch empfangen.

die Regelung zur beihilferecht-
lichen Kostendämpfungspau-
schale in Baden-Württemberg 
(§ 15 Abs. 1 Satz 5 der Beihilfe-
verordnung Baden-Württem-
berg) unwirksam ist. Dem 
 Kläger, einem Professor der 
 Besoldungsgruppe W 3, wurde 
deshalb mit dem Urteil eine 
höhere Beihilfe zugesprochen. 
Über diesen Einzelfall hinaus 
wurde allerdings § 15 Abs. 1 
Satz 5 der Beihilfeverordnung 

Baden-Württemberg vom 
 Bundesverwaltungsgericht 
nicht allgemein aufgehoben 
oder für unwirksam erklärt.

Nach Veröffentlichung des Ur-
teils Ende März 2024 hatte der 
BBW die Landesregierung auf-
gefordert, im baden-württem-
bergischen Beamten- und Ver-
sorgungsbereich die jährliche 
Eigenbeteiligung bei Krank-
heitskosten zur Kostendämp-

fung der Beihilfe umgehend 
abzuschaffen. Es sei an der 
Zeit, auf dieses Sparinstrument 
komplett und endgültig zu 
 verzichten, erklärte BBW-Vor-
sitzender Kai Rosenberger 
 dazu Ende März 2024. 
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17. Politisches Sommerfest des BBW

Zum Auftakt gab es kritische Worte
Das Wetter war schlechter 
denn je, die gegensätzlichen 
Positionen zwischen BBW und 
Landesregierung so groß wie 
schon lange nicht mehr. Den
noch wurde auch das 17. Politi
sche Sommerfest des BBW – 
Beamtenbund Tarifunion zu 
einem Abend mit guten Ge
sprächen zwischen Vertretern 
und Vertreterinnen aus Politik, 
Verwaltung, Medien und der 
eigenen Organisation – wenn 
auch diesmal nicht im Garten, 
sondern vorwiegend im Haus 
des BBW in Stuttgart.

Bevor man sich aber an jenem 
2. Juli 2024 zu Köstlichkeiten 
vom Buffet, Gegrilltem und 
kühlen Getränken an den 
 Tischen versammelte, hatten 
Gastgeber Kai Rosenberger 
und Justizministerin Marion 
Gentges das Wort. Rosenber
ger äußerte sich kämpferisch 
und kündigte im Verlauf seiner 
Ansprache auch eine Klage in 
Sachen verfassungskonforme 
Besoldung an. Die Justizminis
terin zeigte Verständnis für die 
Anliegen des BBW, blieb in der 
Sache aber unverbindlich.

Ministerin Gentges war beim 
Sommerfest des BBW für Mi
nisterpräsident Winfried Kret
schmann eingesprungen, der 
wegen Haushaltsberatungen 
sein Kommen kurzfristig abge
sagt hatte. Sie war in ihrer An
sprache stets verbindlich und 
voll des Lobes für den öffent
lichen Dienst und seine Be
schäftigten. Konkrete Zusagen, 
beispielsweise zur schon lange 
versprochen Einführung von 
Lebensarbeitszeitkonten, blieb 
sie schuldig. Stattdessen hatte 
sie einige freundliche Botschaf
ten parat:

Etwa, dass man der zunehmen
den Gewalt gegen öffentlich 
Beschäftigte „konsequent mit 
Mitteln des Rechtsstaats“ be
gegnen werde. Dazu habe man 
die neue Landeskonzeption er
arbeitet, in der es um Präven
tion und Hilfe, aber auch um 
rechtliche Maßnahmen gehe. 
Oder dass auch die Landes
regierung für einen attraktiven 
öffentlichen Dienst eintrete.

Stattdessen verteidigte sie die 
gekürzte Zuführung zum Ver

sorgungsfonds, die BBWChef 
Rosenberger zuvor scharf kriti
siert hatte, als vertretbaren 
Einschnitt. Zusammen mit 
 anderen Maßnahmen trage 
dieses Vorgehen dazu bei, ei
nen ausgeglichenen Haushalt 
vorzulegen und weiter in 
die Zukunft zu investieren. 
Schließlich hätten inzwischen 
Versorgungsrücklage und Ver
sorgungsfonds zusammen ein 
Volumen von rund zwölf Milli
arden Euro. Die durchschnitt
liche Rendite liege bei 3,5 Pro
zent. Allein sie übersteige die 
bisherige durchschnittliche 
jährliche Zuführung zum Ver
sorgungsfonds. Dazu komm 
die verbleibende Zuführung 
von 400 Millionen Euro im Jahr 
2025 und 210 Millionen Euro 
im Jahr 2026, sodass der Ver
sorgungsfonds weiter anwach
sen werde.

Verteidigt hat Gentges die ge
plante Einführung eines Part
nereinkommens als „Weiter
entwicklung des Familienbildes 
zur Hinzuverdienstfamilie, das 
die Mehrzahl der anderen Bun
desländer bereits eingeführt 

und Bedeutung bei der Bestim
mung des Mindestabstands 
zur Grundsicherung hat“.

Als gut und richtig bezeichnete 
sie auch die Übertragung des 
Tarifergebnisses TVL 2023 auf 
den Beamten und Versor
gungsbereich. Insgesamt neh
me das Land dafür 3,4 Milliar
den Euro in die Hand und leiste 
damit in schwierigen Zeiten ein 
„Bekenntnis zu unserem 
 öffentlichen Dienst“. Daran 
knüpfe man weiter an mit der 
Personaloffensive des Landes, 
dem Masterplan Verwaltungs
modernisierung und dem Le
bensarbeitszeitkonto. Konkrete 
Aussagen zu all diesen Vorha
ben traf sie allerdings nicht.

BBWChef Kai Rosenberger 
hatte zuvor Klartext gespro
chen, sowohl zur Übertragung 
des Tarifergebnisses als auch 
zur geplanten Einführung eines 
fiktiven Partnereinkommens. 

„In beiden Fällen geht es um 
eine verfassungskonforme Be
soldung“, sagte Rosenberger 
und erläuterte: Die Beamtin
nen und Beamten in Baden
Württemberg sollten sich je
derzeit sicher sein dürfen, dass 
ihre Besoldung, wenn schon 
nicht ausreichend, dann zumin
dest doch verfassungskonform 
ist. Doch dies sei leider mehr 
als ungewiss. Entgegen den 
Ratschlägen des BBW und der 
Experten des Finanzministeri
ums werde bei der Übertra
gung des Tarifergebnisses der 
Sockel nicht in eine durch
schnittliche lineare Erhöhung 
umgerechnet, sondern als So
ckel in Höhe von 200 Euro bei
behalten. Dies führe unweiger
lich dazu, dass die Abstände 
zwischen den Besoldungsgrup
pen abgeschmolzen werden, 
warnte der BBWVorsitzende 
und verwies auf die Entschei
dung des Bundesverfassungs
gerichts (BVerfG) aus dem Jahr 
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2017, wonach dies unbedingt 
zu vermeiden ist.

Die Rechtsprechung des Bun-
desverfassungsgerichts (Ent-
scheidungen aus den Jahren 
2015 und 2020) besagt zudem, 
dass von der untersten Besol-
dung zur Grundsicherung ein 
Abstand von 15 Prozent einzu-

halten ist, das heißt: Eine Be-
amtin beziehungsweise ein 
 Beamter in Vollzeit muss ent-
sprechend mehr verdienen als 
eine Bürgergeldempfängerin 
beziehungsweise ein Bürger-
geldempfänger. Weil dies seit 
Einführung des Bürgergelds ge-
nerell nicht mehr gegeben ist, 
hat der BBW die Landesregie-

rung auch umgehend in die 
Pflicht genommen und in die-
ser Angelegenheit schon mehr-
fach Gespräche im Finanzmi-
nisterium geführt. Im Frühjahr 
2024 überraschte Grün-
Schwarz dann mit dem Plan, 
ein fiktives Partnereinkommen 
von 6 000 Euro einzuführen, 
um auf diese Art und Weise 

 jeweils dem verfassungsmäßi-
gen Abstand zur Grundsiche-
rung zu entsprechen. Beim 
BBW ist seitdem der Ärger 
groß. Beim Politischen Som-
merfest bezeichnete BBW-Chef 
Rosenberger diese Pläne als 
Winkelzug, der dem BBW keine 
andere Wahl lasse, als diese 
Angelegenheit gerichtlich 
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überprüfen zu lassen. „Wir sind 
guten Mutes, dass zu guter 
Letzt das BVerfG auch dieses 
Mal der Auffassung des BBW 
folgen wird“, gab sich Rosen-
berger überzeugt.

Dass inzwischen etwa die Hälf-
te aller Bundesländer zu die-
sem Trick greife, bedeute nicht, 
dass er richtig sei, betonte der 
BBW-Vorsitzende. Die unter-
schiedlichen Beträge zwischen 
6 000 Euro und 20 000 Euro pro 
Jahr, die in den betreffenden 
Bundesländern als Partnerein-
kommen angesetzt werden, 

verdeutlichten, dass die Höhe 
willkürlich gegriffen ist und 
 jederzeit angepasst werden 
könnte, falls das Abstands-
gebot nicht mehr eingehalten 
werde.

Enttäuscht ist man beim BBW 
zudem, dass man noch immer 
vergebens auf die Einführung 
von Lebensarbeitszeitkonten 
wartet. Entsprechend kritisch 
äußerte sich Rosenberger auch 
dazu. Beim Gewerkschaftstag 
des BBW im Dezember 2022 
hätten beide Regierungsfrak-
tionen die Einführung eines 
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 Lebensarbeitszeitkontos zuge-
sagt. Dies habe man auch im 
Koalitionsvertrag vereinbart. 
Doch 19 Monate später liege 
weder ein Gesetzentwurf noch 

ein Eckpunktepapier vor. Die 
Beamtinnen und Beamten im 
Land arbeiteten noch immer 41 
Stunden in der Woche – ohne 
Anrechnung von einer Stunde 

auf ein Lebensarbeitszeitkonto, 
erinnerte der BBW-Vorsitzende 
mahnend die Verantwortlichen 
von Grün-Schwarz. Kein ande-
res Bundesland habe längere 
Wochenarbeitszeiten im öf-
fentlichen Dienst als Baden-
Württemberg. Entsprechend 
uninteressant sei er hierzulan-
de für Berufseinsteiger der 
 Generation Z, erklärte Rosen-
berger und appellierte an die 
Politik im Lande, die Wochen-
arbeitszeit zu reduzieren, um 
für den Nachwuchs attraktiv zu 
bleiben. Auch eine Vier-Tage-
Woche könnte zur Attraktivität 
beitragen. Diese wird europa-

weit pilotiert. Die Ergebnisse 
bisheriger Studien sind durch-
weg positiv. So zeigt sich, dass 
die Vier-Tage-Woche zu einem 
Digitalisierungsschub führt. 
 Zudem haben einige der teil-
nehmenden Unternehmen sig-
nifikant mehr Bewerbungen 
erhalten, bei gleichbleibender 
Qualität. 

Vor diesem Hintergrund for-
derte Rosenberger von Politik 
und Verwaltung den Mut, um 
in Baden-Württemberg einen 
Pilotversuch im öffentlichen 
Dienst mit wissenschaftlicher 
Begleitung zu wagen.  

Entlastungsallianz präsentiert zweites Paket

Weitere 100 Maßnahmen zum Bürokratieabbau
Die Entlastungsallianz für 
 Baden-Württemberg hat ein 
zweites Paket mit weiteren 
100 Maßnahmen zum Bürokra-
tieabbau vorgelegt. Spürbare 
Entlastung versprechen sich 
die Beteiligten durch erleich-
terte Verwaltungsverfahren 
und vereinfachte rechtliche 
Rahmenbedingungen.

„Die Entlastungsallianz ist das 
baden-württembergische Er-
folgsmodell für den Bürokra-
tieabbau. Es funktioniert gut, 
weil es zu uns passt: Schaffen, 
nicht reden. Konkrete Lösun-
gen statt Absichtserklärun-
gen“, sagte Staatsminister und 
Chef der Staatskanzlei, Dr. Flo-
rian Stegmann, am 16. Juli 
2024. Er hatte zuvor dem Mi-
nisterrat über das umfangrei-
che zweite Entlastungspaket 
(PDF) berichtet, das von den 
Mitgliedern der Entlastungs-
allianz gemeinsam erarbeitet 
wurde. Bereits im Februar wa-
ren mit dem ersten Paket zahl-
reiche Entlastungen vorgestellt 
worden, darunter Erleichterun-
gen für Schulen bei der Daten-
verarbeitung, Vereinfachungen 
im Förderwesen und für Wirt-
schaft und Kommunen im Ver-
gabewesen. Das neue Maß-
nahmenpaket enthält 100 

Punkte, von denen 56 durch 
die Kommunalen Landesver-
bände benannt wurden. 32 
Maßnahmen wurden durch die 
Wirtschaft und zwölf durch 
das Land selbst eingebracht. 
„Nach wenigen Monaten sind 
weitere 100 Belastungen vom 
Tisch, was in der Kürze der Zeit 
durchaus vorzeigbar ist. Wir 
lösen ganz konkrete bürokrati-
sche Probleme, die Unterneh-
men und Kommunen unter 
den Nägeln brennen, und zwar 
im Konsens zwischen den ver-
schiedenen Interessengrup-
pen“, so Stegmann. Das zweite 
Entlastungspaket sei eine wei-
tere Etappe, die Zukunfts- und 
Wettbewerbsfähigkeit des 
Landes zu stärken. Alle Betei-
ligten wüssten, dass Bürokra-
tieabbau Kärrnerarbeit sei. Das 
Regelungsgewirr der vergange-

nen Jahrzehnte zu lichten, 
 erfordere Mut und vor allem 
harte Arbeit.

Der stellvertretende Minister-
präsident und Innenminister 
Thomas Strobl betonte: „Mit 
dem Bürokratieabbau haben 
wir ein dickes Brett zu bohren. 
Dazu braucht es viel Ausdauer 
und den Mut, Dinge anders zu 
machen. Und genau das zeigen 
wir mit der Entlastungsallianz.“

Der BBW würdigt zwar die ge-
troffenen Maßnahmen zum 
Bürokratieabbau. Zugleich kri-
tisiert er aber auch, dass poli-
tische Vorhaben in diesem 
 Zusammenhang außen vor 
bleiben. Er fordert deshalb die 
Landesregierung auf, vom 
Gleichbehandlungsgesetz 
 Abstand zu nehmen. 

Die wichtigsten Maßnahmen 
des Entlastungspakets II im 
Überblick:

 > Baden-Württemberg  
digitalisiert immissions-
schutzrechtliches Genehmi-
gungsverfahren.

 > Land übernimmt die  
Bearbeitung von  
Abschiebehaftanträgen.

 > Kindertagespflege wird  
zukunftsfähig ausgestaltet.

 > Verkehrsministerium hat  
landesweiten Lärmaktions-
plan erstellt.

 > Baden-Württemberg  
setzt sich für schlanke und  
digitalisierte Verfahren im 
Krankenversicherungsrecht 
ein.

 > Entlastung für Unternehmen 
über Änderungen bei  
bundesrechtlichen  
Regelungen schaffen.

 > Keine Erlaubnis mehr zur  
Beseitigung von Nieder-
schlagswasser von Dach-
flächen in Gewerbegebieten 
erforderlich. 
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BBW und KBW fordern im Gespräch mit der Kultusministerin

Die Belastung senken und die  
Attraktivität des Lehrkräfteberufs steigern
Lehrerinnen und Lehrern feh-
len inzwischen an allen Schul-
arten im Land. Handeln sei 
jetzt wichtiger denn je, beton-
ten BBW-Chef Kai Rosenberger, 
die stellvertretende BBW-Vor-
sitzende und Vorsitzende der 
BBW-Kommission Bildung und 
Wissenschaft (KBW), Tina Stark 
(BLV), und ihr Stellvertreter 
Cord Santelmann (PhV) im 
 Gespräch mit Kultusministerin 
Theresa Schopper.

Diesen Lehrkräftemangel zu 
bekämpfen und Nachwuchs zu 
gewinnen, das funktioniere 
aber nur mit verbesserten Ar-
beitsbedingungen, unterstri-
chen Rosenberger und die Vor-
sitzenden der Kommission. 
Bildungspolitisch unterstützen 
BBW und KBW die von der Lan-
desregierung angekündigte 
verbindlichere Grundschulemp-
fehlung – ein Gesprächspunkt, 
in dem sich alle einig waren.

Getroffen hatte man sich am 
27. Juni 2024 im Kultusmini-
sterium, um mit der Ministerin 
drängende Fragen der Bil-
dungspolitik zu erörtern. 
 Neben BBW-Chef Rosenberger 
und den KBW-Vorsitzenden 
haben auch BBW-Geschäfts-
führerin und Justiziarin 
 Susanne Hauth und Rüdiger 
Schmidt, Leiter des Referats 14 
„Beamten- und Tarifrecht“ im 
Kultusministerium, an dem 
Gedankenaustausch teilge-
nommen.

< BBW und KBW fordern  

verbesserte Beförderungs-

möglichkeiten

Im Verlauf der Unterredung 
wurde eine Vielzahl drängen-
der Probleme im Bildungsbe-
reich diskutiert. BBW-Vorsit-
zender Rosenberger stellte klar, 
dass der Lehrkräftebereich 

nicht ausgenommen werden 
darf, wenn die Landesregie-
rung das seit Langem verspro-
chene Lebensarbeitszeitkonto 
für Beamtinnen und Beamte 
umsetzt. Der Ministerin zufol-
ge ist mit der Einführung von 
Lebensarbeitszeitkonten aller-
dings vorerst noch nicht zu 
rechnen.

Zusätzlich zu einer umgehen-
den Einführung von Lebens-
arbeitszeitkonten auch für 
Lehrkräfte mahnten der BBW-
Vorsitzende und die KBW-Vor-
sitzenden eine Verbesserung 
der Beförderungssituation in 
allen Schularten und Laufbah-
nen an. Das sei eine wichtige 
Voraussetzung, um den Weg 
langfristig für eine verfas-
sungskonforme Besoldung zu 
bereiten. Auch Fachlehrkräfte 
und technische Lehrkräfte 
müssten eine Beförderungs-
perspektive bekommen; Studi-
enrätinnen und Studienräte an 
den Gymnasien dürften aber 
auch nicht mehr Gefahr laufen, 
in A 13 pensioniert zu werden. 
Die Ministerin verwies in die-
sem Zusammenhang auf sin-
kende Steuer einnahmen und 
entsprechend schrumpfende 
Handlungsspielräume des Mi-
nisteriums.

< Die Arbeitsbelastung an 

den Schulen senken

BBW und KBW stellten klar, 
dass Nachwuchsgewinnung 
und Bekämpfung des Lehr-
kräftemangels nur funktionie-
ren kann, wenn der Lehrkräf-
teberuf durch entsprechende 
Rahmenbedingungen, vor  
allem aber auch durch eine 
Absenkung der Unterrichts-
verpflichtung und Arbeitsbe-
lastung wieder attraktiver 
 gemacht werde. Es dürften 
deshalb nicht nur Arbeitszeit-
modelle erprobt werden. 
Stattdessen müsse die Ar-
beitszeit endlich auch erfasst 
und reduziert werden. Gefor-
dert wurden zudem konkrete 
Unterstützungsmaßnahmen 
wie Hilfestellung in Fällen von 
Cybermobbing gegen Lehr-
kräfte oder ein Präventions-
konzept gegen sexuelle Grenz-
überschreitungen in Kollegien 
oder zwischen Lehrkräften 
und Schülerinnen und Schü-
lern. Die Ministerin sagte zu, 
die genannten Vorschläge zu 
prüfen, schränkte zugleich 
aber ein, dass man beim  
Thema „Arbeitszeiterfassung“ 
zuvor noch eine bundesge-
setzliche Regelung abwarten 
müsse.

Angesprochen wurden zudem 
die Einschränkungen bei Teil-
zeit und Sabbatjahr, was sich 
negativ auf die Arbeitszufrie-
denheit der Lehrkräfte aus-
wirke. Die Hoffnung auf eine 
Änderung der Situation er-
stickte die Ministerin bereits 
im Keim. Diese Maßnahmen 
seien auf zehn Jahre angelegt 
und eine Rücknahme nicht in 
Sicht.

Konkrete Aussagen über Mo-
dellversuche zu Arbeitszeitmo-
dellen blieb die Kultusministe-
rin schuldig. Bei der dazu in der 
Verwaltungsvorschrift aufge-
nommenen Passage handele 
sich um eine „Experimentier-
klausel“, um gerüstet zu sein, 
wenn eine bundesweite Rege-
lung komme. Viel wurde über 
G9 und die Grundschulempfeh-
lung gesprochen. Als Vertrete-
rin der beruflichen Schulen 
mahnte Tina Stark an, dass 
auch diese wichtige Säule nicht 
aus den Augen verloren wer-
den dürfe.

Die Gesprächsatmosphäre war 
gut, die Unterredung wurde 
von allen Teilnehmenden als 
konstruktiv bewertet. Es wurde 
vereinbart, die Gesprächsreihe 
fortzusetzen. 
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 < Trafen sich im Kultusministerium (von links): Susanne Hauth, BBW-Geschäftsführerin und Justiziarin; BBW-Chef Kai 
Rosenberger; Kultusministerin Theresa Schopper; Tina Stark, KBW-Vorsitzende; Cord Santelmann, stellvertretender 
KBW-Vorsitzender; Rüdiger Schmidt, Leiter des Referats 14 „Beamten- und Tarifrecht“ im Kultusministerium.
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Gedankenaustausch mit digitalpolitischem Sprecher der SPD-Landtagsfraktion

Das Thema: die digitale Souveränität 
Zur Vorstellung des Positions-
papiers „Digitale Souveräni-
tät“, das im Mai 2024 vom 
Landeshauptvorstand be-
schlossen wurde, trafen sich 
am 8. Juli 2024 Spitzenvertre-
ter des BBW mit dem digital-
politischen Sprecher der SPD-
Landtagsfraktion, Jonas 
Hoffmann.

Gemeinsam mit dem SPD-Poli-
tiker diskutierten BBW-Chef 
Kai Rosenberger, sein Stellver-
treter Jörg Feuerbacher, zu-
ständig für Tarifangelegenhei-
ten, sowie Cord Santelmann, 
stellvertretender Vorsitzender 
der BBW-Kommission Bildung 
und Wissenschaft und Initiator 
der BBW-Arbeitsgruppe „Digi-
tale Souveränität“, Stellenwert 
und Priorität sowie Grenzen 
von digitaler Souveränität und 
deren Umsetzung in der Praxis. 
Gesprochen wurde über die ge-
werkschaftlichen Wertvorstel-
lungen, die aus Sicht des BBW 
bei der Implementierung der 
digitalen Souveränität zu be-
rücksichtigen sind. Beleuchtet 
wurde in diesem Zusammen-
hang auch, welche Bedeutung 
die Einbeziehung der Beschäf-
tigten in den Gesamtprozess 
hat.

Im Verlauf der Unterredung 
wurde sehr schnell deutlich, 
dass der SPD-Abgeordnete 
Hoffmann die Debatte um die 
digitale Souveränität eher für 
schwierig hält und befürchtet, 
dass sie die Digitalisierung des 
Landes eher hemmt als stärkt. 

Anders als Hoffmann, der vor-
wiegend den Schwerpunkt auf 
die technische Seite des Digita-
lisierungsprozesses legt, ist es 
für den BBW in erster Linie von 
Bedeutung, wie die Digitalisie-
rung der Verwaltung und die 
Rechte und Pflichten der Be-
schäftigten kompatibel gestal-
tet werden können. Wichtig 
sei, dass im Gesamtprozess die 
Personalsituation nicht außer 
Acht gelassen werde. Landes- 
und Kommunalbehörden könn-
ten schließlich nur dann souve-
rän mit Daten umgehen, wenn 
sie über das notwendige Perso-
nal, die Fachkenntnis und sons-
tige notwendige Ressourcen 
verfügten. Auf dem Weg hin 
zur digitalen Souveränität kann 
es aus Sicht des BBW auch 
durchaus hilfreich sein, die Er-
fahrungen anderer Bundeslän-
der beziehungsweise staatli-
cher Institutionen mit 
einzubeziehen. Am Ende der 

Unterredung bedankte sich 
Hoffmann, dass man sich beim 
BBW intensiv mit dem Thema 
digitale Souveränität und den 
möglichen Auswirkungen für 
die Beschäftigten auseinander-
setzt. Beide Seiten vereinbar-
ten, den Austausch fortzuset-

zen. Geplant ist in diesem 
Zusammenhang, die Thematik 
auch mit den digitalpolitischen 
Sprechern der Grünen, von 
CDU und FDP sowie dem zu-
ständigen Ministerium für In-
neres und Digitales zu erör-
tern. 
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 < Trafen sich zu einem Gedankenaustausch in der BBW-Geschäftsstelle in 
Stuttgart (von links): Cord Santelmann (PhV), Initiator der Arbeitsgruppe 
Digitale Souveränität; BBW-Chef Kai Rosenberger; BBW-Vize Jörg Feuer-
bacher, Vorsitzender der Arbeitsgruppe Digitale Souveränität; Jonas 
Hoffmann MdL, digitalpolitischer Sprecher der SPD-Landtagsfraktion.

Gedanken zum Tag des öffentlichen Dienstes

Der öffentliche Dienst – Rückgrat des Staates
Der 23. Juni 2024 war der 
Tag des öffentlichen Dienstes. 
BBW-Chef Kai Rosenberger 
nahm dies zum Anlass, um die 
immense Bedeutung und den 
unschätzbaren Wert der Ar-
beit der öffentlich Beschäftig-
ten für die Gesellschaft her-
vorheben:

„Der öffentliche Dienst ist das 
Rückgrat unseres Staates. Er 
garantiert Stabilität, Gerech-

tigkeit und das Wohl unserer 
Bürgerinnen und Bürger. Täg-
lich setzen sich Beamte und 
Beamtinnen sowie Tarifbe-
schäftigte mit großem Enga-
gement, fachlicher Kompe-
tenz und einem hohen Maß 
an Verantwortung für das 
 Gemeinwohl ein. In den viel-
fältigsten Bereichen – von Bil-
dung, Gesundheit und Sicher-
heit bis hin zur Verwaltung 
– sorgen sie dafür, dass unse-

re Gesellschaft funktioniert 
und sich weiterentwickelt. 
An diesem besonderen Tag 
möchte auch der BBW seine 
Wertschätzung ausdrücken 
und sich bei all jenen bedan-
ken, die im öffentlichen 
Dienst tätig sind. Ihre Arbeit 
ist unverzichtbar und verdient 
höchste Anerkennung. Liebe 
Kolleginnen und Kollegen, es 
ist Ihre unermüdliche Hinga-
be, die unsere demokratische 

Gesellschaft stärkt und Le-
bensqualität für alle gewähr-
leistet.

Lasst uns diesen Anlass nut-
zen, um die wichtige Rolle, die 
der öffentliche Dienst spielt, 
ins Bewusstsein zu rufen und 
die Menschen zu ehren, die 
tagtäglich dafür sorgen, dass 
unser Land ein sicherer, ge-
rechter und lebendiger Ort 
bleibt.“

<

D
e

r 
ö

ff
e

n
tl

ic
h

e
 D

ie
n

st
 i

n
 B

a
d

e
n

-W
ü

rt
te

m
b

e
rg

11

BBW – Beamtenbund Tarifunion

> BBW Magazin | Juli/August 2024



Notwendiges Quorum wurde verfehlt

Landespflegekammer ist gescheitert
Die vom Sozialministerium geplante Pflegekammer ist gescheitert. Der Plan fand keine ausreichen-
de Unterstützung bei den Pflegekräften. „Das notwendige Quorum wurde verfehlt, eine Pflegekam-
mer wird in Baden-Württemberg also nicht kommen“, erklärte Sozialminister Manfred Lucha im Juni 
2024.

Lucha engagierte sich aus 
Überzeugung für eine solche 
Berufskammer – wie es sie 
auch für Ärzte, Apotheker oder 
Handwerker gibt. Sie sollte 
helfen, die Interessen der Pfle-
gekräfte besser zu vertreten. 
Viele Betroffene lehnten das 
ab, nicht zuletzt, weil sie ein 
monatlicher Beitrag für die 
Kammer finanziell belastet 
hätte. 

Auch der BBW hatte im Rah-
men des Beteiligungsverfah-
rens die Einrichtung einer 
 Landespflegekammer mit 
Zwangsmitgliedschaft und 
Pflichtbeiträgen abgelehnt und 
stattdessen auf den bayrischen 
Weg einer freiwilligen Mit-
gliedschaft verwiesen. Bei ei-
ner Pflegekammer wären – 
 anders als bei Kammern üblich 
– nicht freiberuflich Tätige be-
ziehungsweise Selbstständige 
betroffen, sondern Arbeitneh-
merinnen und Arbeitnehmer. 
Zwangsbeiträge für eine solche 
Berufskammer wären von vie-
len Pflegekräften nur schwer 
oder gar nicht zu leisten.

Entsprechend ist auch das 
Quorum ausgefallen. Mehr als 
53 000 Pflegefachkräfte hatten 
bis zum Ende der dafür vorge-
sehenen Frist Einwendungen 
gegen ihre Registrierung und 

damit auch gegen die Einrich-
tung der Kammer erhoben.

„Es ist kein Geheimnis, dass ich 
mir die Errichtung einer Pflege-
kammer gewünscht hätte“, 
räumte Lucha ein. Jetzt gelte 
es, dieses Ergebnis des Quo-
rums zu akzeptieren. Gleichzei-
tig betonte er: „Das Ergebnis 
ist aber kein Grund, in dem 
 Bemühen nachzulassen, die 
Pflege wo immer möglich zu 
stärken.“

< 120 619 Pflegefachkräfte 

wurden angeschrieben

Im Rahmen der vorgelagerten 
Gründungsphase der Landes-
pflegekammer wurden insge-
samt 120 619 Pflegefachkräfte 
auf der Basis von Arbeitgeber-
meldungen vom eigens dafür 
eingerichteten Gründungsaus-
schuss angeschrieben. Entspre-
chend dem vom Gesetzgeber 
vorgegebenen Quorum wäre 
erforderlich gewesen, dass 
mindestens 67 757 Pflegefach-
kräfte keine Einwendungen 
 gegen ihre Registrierung bezie-
hungsweise die Errichtung 
 einer Landespflegekammer 
 erhoben hätten. Tatsächlich 
lag die Zahl derer, die keine 
Einwendung erhoben haben, 

jedoch nur bei 64 380 Pflege-
fachkräften. Aufgabe des 
 Ministeriums für Soziales, 
 Gesundheit und Integration 
war es, auf Grundlage des Pfle-
gekammergesetzes das Ergeb-
nis des Quorums verbindlich 
festzustellen. Der für die 
Durchführung des Registrie-
rungsverfahrens zuständige 
Gründungsausschuss für eine 
Einrichtung der Pflegekammer 
war in seinem Bericht vom 
4. April 2024 zu dem Ergebnis 
gekommen, dass das Quorum 
um 743 Stimmen übertroffen 
wurde – und damit die Voraus-
setzungen für die Einrichtung 
einer Landespflegekammer 
 erfüllt seien.

Aufgrund dieses knappen Er-
gebnisses hatte sich das Minis-
terium für Soziales, Gesund-
heit und Integration dazu 
entschieden, alle vom Grün-
dungsausschuss als unwirksam 
beurteilten Einwendungen im 
Einzelfall zu überprüfen. Zu-
sätzlich wurde auch eine Stich-
probenprüfung von 1 000 Fäl-
len aus der Gesamtzahl aller 
Einwendungen vorgenommen.

Im Gegensatz zum Gründungs-
ausschuss kam das Ministeri-
um zu dem Ergebnis, dass 769 
und nicht 1 823 Einwendungen 
als unwirksam zu werten sind, 

da diese entgegen der Vorga-
ben nicht unterschrieben wa-
ren. Das Sozialministerium ver-
tritt die Rechtsauffassung, dass 
jede unterschriebene Einwen-
dung als wirksam gilt, sofern 
eine eindeutige persönliche Zu-
ordnung erfolgen kann, unab-
hängig von weiteren fehlenden 
Angaben. So wurden daher 
auch eine fehlende Wiederho-
lung der Namensangabe oder 
die fehlende Angabe des Ge-
burtsdatums vom Sozialminis-
terium nicht als unwirksame 
Einwendungen angesehen, da 
aufgrund einer im Formular 
vorgedruckten Identifikations-
Nummer und Namensangabe 
zusammen mit der Unter-
schrift eine eindeutige persön-
liche Zuordnung möglich war.

Wenn man vom Ergebnis des 
Registrierungsverfahrens aus-
geht, spricht laut Sozialminis-
ter Lucha vieles dafür, dass die 
Gruppen derer, die für oder ge-
gen eine Pflegekammer sind, 
fast gleich groß sind. Dennoch 
sei das notwendige Quorum 
für die Einrichtung einer Pfle-
gekammer verfehlt worden.

Ziel der geplanten Landespfle-
gekammer war es, durch eine 
Erhöhung der Attraktivität des 
Berufsstands auch einen Bei-
trag zur Sicherung des Fach-
kräftebedarfs zu leisten. Der 
Pflegekammer sollten hierzu 
schrittweise wichtige Aufga-
ben übertragen werden. Dazu 
hätten unter anderem die 
Wahrnehmung von beruflichen 
Belangen sowie die Förderung 
der Ausbildung gezählt. Mit ei-
ner Kammergründung wäre die 
Pflege die größte Kammer im 
Bereich der Gesundheitsfach-
berufe gewesen. 
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Landesjugendausschuss 2024 und Politisches Sommerfest der bbw-jugend

Zur Entspannung gab es gute Gespräche 
in ungezwungener Atmosphäre
Am 27. und am 28. Juni 2024 
fand der erste Landesjugend-
ausschuss des Jahres 2024 
statt, am ersten Tag in den 
Räumlichkeiten der BBBank in 
Stuttgart, tags drauf bei der 
Debeka in Stuttgart. Unterbro-
chen wurde die Veranstaltung 
am Abend des ersten Tagungs-
tags mit dem Politischen Som-
merfest der bbw-jugend in der 
Geschäftsstelle des BBW am 
Hohengeren in Stuttgart.

Im Mittelpunkt des ersten Ta-
ges standen ein Tätigkeitsbe-
richt zum laufenden Jahr, die 
Forderungsfindung zur Einkom-
mensrunde TVöD 2025 und das 
Grußwort des BBW-Vorsitzen-
den Kai Rosenberger. Der BBW-
Vorsitzende nahm in seiner 
 Ansprache kritisch Stellung zur 
Übertragung des Tarifergebnis-
ses TV-L 2023, zu den Zufüh-
rungen zum Pensionsfonds, die 
gekürzt werden sollen, und zu 
den Plänen der Landesregie-
rung, ein fiktives Partnerein-
kommen von 6 000 Euro einzu-
führen, um auf diese Art und 
Weise jeweils dem verfassungs-
mäßigen Abstand zur Grund-
sicherung zu entsprechen.

Am Tag darauf war der finanz-
politische Sprecher der CDU-
Landtagsfraktion, der Abgeord-
nete Albrecht Schütte, Gast der 
Veranstaltung. Schwerpunkt 
beim Gedankenaustausch mit 
dem CDU-Politiker war die ge-
plante Kürzung der Zahlungen 
für den Pensionsfonds, um den 
Landeshaushalt zu entlasten. 
Dieses Vorhaben wurde im 
 Gespräch mit Schütte von den 
Mitgliedern des Landesjugend-
ausschusses äußerst kritisch 
bewertet. Sie machten deut-
lich, dass es wenig Sinn mache, 
die Zuführung zum Pensions-
fonds zu kürzen. Damit ver-
schiebe man lediglich die Pro-
bleme auf einen späteren 
Zeitpunkt.

Auch zum Entspannen und um 
Kräfte für den nächsten Tag zu 
sammeln, traf man sich am 
ersten Tagungsabend in der 
Geschäftsstelle des BBW zum 
traditionellen jugendpoliti-
schen Sommerfest. Bei strah-
lendem Wetter konnte die 
 Leitung der bbw-jugend unter 
den zahlreichen Gästen auch 
wieder Florian Hummel von 
der Jungen Union, Mark Ho-

hensee von den jungen Libera-
len und Elly Reich von der grü-
nen Jugend begrüßen.

Gekommen waren auch be-
freundeten Landesverbände: 
Daria Abramov von der Bun-
desjugenleitung, Alexander 
Seeger aus Bayern, Matthias 
Berg aus Hessen, Teresa Jedi-
nat aus Nordrhein-Westfalen 
und Saskia Grimm aus Thürin-
gen. Damit war der Rahmen für 
gute Gespräche in ungezwun-
gener Atmosphäre gegeben. 

Bei der Begrüßung ging Joa-
chim Weschbach, der Vorsit-
zende der bbw-jugend, insbe-
sondere auf Themen wie die 
Reduzierung der Wochenar-
beitszeit und die erforderli-
chen Verbesserungen im 
 Bereich der Digitalisierung ein. 
Diese müssen aus Sicht der 
bbw-jugend besonders drin-
gend angegangen werden, 
um den öffentlichen Dienst 
wieder attraktiver zu machen. 
 
 

< Über den Dächern von Stuttgart: die Leitung der bbw-jugend 
und ihre Gäste beim Politischen Sommerfest

 < Die Teilnehmenden des Landesjugendausschusses mit dem finanzpoliti-
schen Sprecher der CDU-Landtagsfraktion, Abgeordneter Albrecht  
Schütte (links), sowie dem Vorsitzenden der bbw-jugend, Joachim 
Weschbach (rechts)
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Vertreterversammlung wählt Martina Scherer zur neuen PhV-Landesvorsitzenden 

Verband bezieht zu einer Reihe von  
schulpolitischen Themen kritisch Position
Der Philologenverband Baden-Württemberg (PhV BW) hat erstmals in seiner Geschichte eine Frau an 
der Spitze: Bei der Vertreterversammlung des Verbands der Gymnasiallehrkräfte am 5. Juli 2024 im 
„Quadrium“ in Wernau (Neckar) wurde die 44-jährige Martina Scherer mit überwiegender Mehrheit 
zur neuen Landesvorsitzenden gewählt. Sie erhielt 93,5 Prozent der Stimmen und folgt damit auf 
Ralf Scholl, der das Amt seit Juli 2018 ausgeübt hatte. 

Martina Scherer freute sich 
über das erzielte Wahlergebnis. 
„Mit dieser Unterstützung der 
Basis werde ich voller Tatkraft 
diese wichtige und verantwor-
tungsvolle Aufgabe überneh-
men. Ich werde mich mit voller 
Kraft, Motivation und mit viel 
Herzblut für eine qualitativ 
hochwertige gymnasiale Bil-
dung und für eine Verbesse-
rung der Arbeitsbedingungen 
der Lehrkräfte einsetzen“, ver-
sicherte die neugewählte PhV-
Landesvorsitzende. 

Als Nachfolgerin von Martina 
Scherer im Amt der stellvertre-
tenden Landesvorsitzenden 
wurde von den Mitgliedern der 
Vertreterversammlung Claudia 
Grimm gewählt. Gemeinsam 
mit Karin Fetzner, die bereits 
vor einem Jahr zur zweiten 
stellvertretenden Landesvor-
sitzenden wiedergewählt 
 wurde, ergänzt sie künftig die 
weibliche Verbandsspitze des 
PhV BW. Neuer Schatzmeister 
ist Ralf Rohrschneider. Er folgt 
auf Matthias Schenkel, der aus 
gesundheitlichen Gründen 
nicht erneut kandidiert hatte 
und mit Dank für sein großes 
Engagement für den PhV ver-
abschiedet wurde.

Ihrem Amtsvorgänger Ralf 
Scholl dankte Martina Scherer 
für seinen langjährigen hervor-
ragenden Einsatz für den Philo-

logenverband. Er war Landes-
vorsitzender des PhV BW 
(2018–2024), Bezirksvorsitzen-
der des PhV Nordwürttemberg 
(2009–2018) sowie Regional-
vertreter (2008–2013) und 
Schulvertreter (2007–2012). 
Darüber hinaus gehörte er von 
2014 bis 2024 dem Hauptper-
sonalrat (HPR) Gymnasien 
beim Kultusministerium an 
und leitete das Gremium von 
2014 bis 2018 als Vorsitzender. 
Mit einem Rückblick auf diese 
Jahre, in denen Ralf Scholl sehr 
engagiert für den PhV BW 
agierte, verabschiedete Karin 
Fetzner den scheidenden Vor-
sitzenden.

Neben den Wahlen bildete die 
Beratung von Anträgen einen 
Schwerpunkt der diesjährigen 
Vertreterversammlung. In die-
sen Anträgen ging es um die 
Themen Lehrkräftearbeitszeit, 
Senkung des Klassenteilers, au-
ßerunterrichtliche Veranstal-
tungen, Beförderungsmöglich-
keiten für Gymnasial lehrkräfte, 
Umgang mit Cybermobbing, 
Präventions- und Gesundheits-
angebote für Lehrkräfte sowie 
bessere Bedingungen für Refe-
rendarinnen und Referendare.

Zudem verabschiedete der 
 Philologenverband Baden-
Württemberg eine Resolution 
zur Bildungs- und Berufspolitik. 
Darin fordert der Verband den 

Stopp der anvisierten Ver-
schlechterung der Kursange-
bote für die Jahrgangsstufe: 
Die bislang mit etwas Augen-
maß in Anwendung gebrachte 
Formel, die die Anzahl der 
möglichen Kurse einer Schule 
in der zweijährigen Oberstufe 
definiert, soll ab dem kommen-
den Schuljahr mit spitzer Feder 
eingehalten werden. Leid-
tragende sind diejenigen 
 Schülerinnen und Schüler, die 
seit Klasse 6 mit den Corona-
einschnitten zu kämpfen ha-
ben. Wer also in seinem Schü-
lerleben bereits zu wenig 
Unterricht erhalten hat, soll 
nun nach dieser Order des Kul-
tusministeriums auch noch 
schlechtere Bedingungen beim 
Abitur haben als die Jahrgänge 
zuvor. „Wir müssen verhindern, 

dass eine ganze Generation 
von Schülerinnen und Schüler 
um ihre Chance gebracht wird, 
Kurse nach Neigung und 
 Fähigkeiten zu wählen“, so die 
neue PhV-Landesvorsitzende 
Martina Scherer. „Konkret for-
dern wir die Einführung eines 
Kursteilers bei 18 Schülern 
 sowie die Möglichkeit für Schu-
len, aus pädagogischen Grün-
den auch kleine Kurse anzubie-
ten, damit Schülerinnen und 
Schüler eine Wahl und eine 
Perspektive haben.“

Für ihr herausragendes 
 Engagement im und für den 
PhV BW wurden Brigitte Röder, 
Hans-Eckhard Giebel, 
Dr.  Jürgen Rode und Dr. Dieter 
Wolf zu Ehrenmitgliedern 
 ernannt. 

 < Die neue PhV-Landesvorsitzende Martina Scherer mit BBW-Chef  
Kai Rosenberger
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Es wird mit Methoden aus der 
systemischen Beratung und des 
systemischen Coachings gearbei
tet.

n

Das Nächste kann  
kommen: Resilienz  
steigern, Heraus
forderungen annehmen   
(Nr. B193 CH)

 > 26. September 2024,  
9–12 Uhr

 > Onlineangebot

 > Beitrag für Mitglieder  
20 Euro

Resilienz bedeutet, widerstands
fähig durch Krisen und Probleme 
zu kommen. Es geht darum, die 
eigenen Reaktionsmuster in Kri
sen und Herausforderungen an
zunehmen und stärkende Wege 
zur Bewältigung zu finden. Resili
enz kann man mit Training stei
gern und stärken. Man weiß, 
dass resiliente Menschen phy
sisch und psychisch stabiler sind, 
sie sind emotional gesünder und 
weniger anfällig für Überlastung 
und Verzweiflung.

Im Onlinekurzseminar lernen die 
Teilnehmer/innen welche Reak
tionsmuster sie in Problemen 
steuern und wie sie dahin gelan
gen können, gestärkt auf weitere 

schwierige Situationen zuzuge
hen. Dazu helfen kurze Trai
ningsinputs und Übungen.

Wichtige Hinweise:
Über unser Seminarangebot hin
aus bieten wir auch die Möglich
keit, über „Voucher“ Seminare 
der dbb akademie zu buchen. 
Mit diesen Gutscheinen besteht 
die Möglichkeit, vergünstigt an 
Seminaren des offenen Pro
gramms der dbb akademie teil
zunehmen.

Interessenten informieren sich 
auf der Homepage der dbb aka
demie (www.dbbakademie.de) 
bei den Seminaren im „offenen 
Programm“ (Kennbuchstabe „Q“ 
vor der Seminarnummer) und 
fragen dann beim BBW nach, ob 
für diese Veranstaltung Voucher 
zur Verfügung stehen. 

Mit diesem Angebot wollen wir 
unseren Mitgliedern die Mög
lichkeit einräumen, zu einem 
vergünstigten Seminarbeitrag 
von dem vielseitigen Seminar
angebot der dbb akademie  
Gebrauch zu machen.

Für Seminare mit politischem In
halt wird bei der Bundeszen trale 
für politische Bildung die Aner
kennung als förderungswürdig 
im Sinne der Vorschriften über 

Sonderurlaub für Beamte und 

Richter im Bundesdienst bean

tragt, sodass auch Sonderurlaub 

nach den landesrechtlichen Vor

schriften gewährt werden kann.

Alle Seminare sind auch für 

Nichtmitglieder offen. Der Semi

narbeitrag beträgt bei Nichtmit

gliedern das Doppelte des ausge

wiesenen Betrages.

Anmeldungen können nur über 

die Landesgeschäftsstellen der 

Mitgliedsverbände des BBW ent

gegengenommen werden. Diese 

halten Anmeldeformulare bereit. 

Eine unmittelbare Anmeldung bei 

der dbb Akademie ist nicht mög

lich. Anmeldeformulare sowie un

ser Seminarprogramm finden Sie 

auch im Internet unter www.bbw.

dbb.de. Seminare, die die Mindest

teilnehmerzahl nicht erreichen, 

werden spätestens vier Wochen 

vor dem geplanten Seminartermin 

abgesagt. Daher empfehlen wir, 

sich zeitnah für die gewünschten 

Seminare anzumelden.

Darüber hinaus verweisen wir 

auf die weiteren von der dbb 

akademie angebotenen Semina

re, die Sie im Internet unter 

www.dbbakademie.de finden.

Seminarangebote im Jahr 2024
In Zusammenarbeit mit der dbb akademie führt der BBW – Beamtenbund Tarifunion  

im Jahr 2024 folgende verbandsbezogene Bildungsveranstaltungen durch:

Keine Sorge vor dem  
Neuen: persönliche  
Entwicklungen und Über
gänge gewinnbringend 
gestalten 
(Nr. B175 CH)

 > vom 23. bis 24. September 
2024 in Reutlingen 

 > 15 Plätze

 > Beitrag für Mitglieder  
278 Euro

Persönliche Entwicklungen und 
Übergänge wollen aktiv und mit 
offenen Augen betrachtet wer
den, damit der Boden, auf dem 
Sie stehen nicht zur Rutschbahn 
wird. Häufig geht es darum, wie 
sich berufliche und familiäre 
oder persönliche Wünsche ver
einbaren lassen. Hinzu kommt 
der Umgang mit Unsicherheiten 
und inneren Blockaden.  

Wir verändern uns ständig, der 
Körper ohnehin, aber auch die 
eigene Haltung gegenüber neu
en Herausforderungen.

Das Seminar richtet sich an Men
schen, die vor neuen beruflichen 
Herausforderungen stehen, sich 
beruflich entwickeln oder verän
dern wollen, oder an Menschen, 
die vor einem neuen Lebensab
schnitt stehen und noch nicht rich
tig sehen, wohin es gehen kann. 
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Der BBW: Einer für alle.
Was ist der BBW?

Im BBW sind 50 Gewerkschaften und Verbände des öffentlichen Dienstes und

des privaten Dienstleistungssektors unter einem Dach vereint.

Der BBW ist parteipolitisch unabhängig und hat mehr als 140.000 Mitglieder. 

Wen vertritt der BBW?

Der BBW ist die gewerkschaftliche Interessenvertretung für Beamtinnen und

Beamte im Landesdienst und in der Kommunalverwaltung Baden-Württemberg.

Gemeinsam mit seinen Fachgewerkschaften vertritt der BBW aber auch

Tarifbeschäftigte.

Was macht der BBW?

Der BBW setzt sich gezielt für die Rechte und Interessen von Beamten,

Versorgungsempfängern und Tarifbeschäftigten ein – zum Beispiel dafür, dass

alle gleichermaßen an der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung teilhaben.

Deshalb stehen wir im ständigen Dialog mit der Landesregierung und sind in

Politik und Öffentlichkeit präsent.

Welche Ziele verfolgt der BBW?

Ein wichtiges Ziel des BBW ist, die öffentliche Verwaltung für eine moderne

Gesellschaft zukunftssicher zu machen. Voraussetzungen dafür sind unter 

anderem eine leistungsstarke Verwaltung, ein modernes Dienstrecht, der Erhalt

der Tarifautonomie und des Flächentarifvertrags, eine leistungsbezogene

Verwaltung, flexible Arbeitszeitmodelle sowie ein funktionierendes Gesund-

heitsmanagement. 

Am Hohengeren 12 . 70188 Stuttgart
Telefon 0711/16876 - 0 . E-Mail bbw@bbw.dbb.de 

Mehr Informationen: www.bbw.dbb.de


